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Beteiligung deutscher Streitkräfte an der Friedensmission der 
Vereinten Nationen in Sudan UNMIS (United Nations Mission in Sudan) auf 
Grundlage der Resolution 1590(2005) des Sicherheitsrates der 
Vereinten Nationen vom 24. März 2005 


Bericht der Abgeordneten Alexander Bonde, Lothar Mark, Herbert Frankenhauser, 
Dietrich Austermann und Jürgen Koppelin 


Die Bundesregierung verfolgt mit dem vorgelegten Antrag 
das Ziel, dass der Deutsche Bundestag der Beteiligung deut- 
scher Streitkräfte an der VN-geführten Friedensmission im 
Sudan (United Nations Mission in Sudan, UNMIS) auf der 
Grundlage der Resolution 1590(2005) des Sicherheitsrates 
der Vereinten Nationen vom 24. März 2005 sowie gemäß 
dem Beschluss der Bundesregierung vom 13. April 2005 
zustimmen solle. 

Kemauftrag von UNMIS ist es, für zunächst sechs Monate 
die Implementierung der Friedensvereinbarung von Nairobi 
zu überwachen, das Entwaffnungs-, Demobilisierungs- und 
Reintegrationsprogramm ehemaliger Kämpfer sowie VN- 
Programme in der Region zu unterstützen. Eine weitere 
Aufgabe ist die Unterstützung der ehemaligen Konfliktpar- 
teien bei Projekten des humanitären Minenräumens sowie 
beim Aufbau der Zivilpolizei. Zusätzlich sollen Verbin- 
dungs-, Beratungs- und Unterstützungsaufgaben für die von 
der AU geführten Mission im Sudan/Darfur (AMIS) wahr- 
genommen werden. Der Generalsekretär der Vereinten Nati- 
onen wird mit Resolution 1590(2005) beauftragt, bis zum 
23. April 2005 zu berichten, auf welche Weise UNMIS die 
Bemühungen der in Darfur tätigen AU-Mission AMIS un- 
terstützen kann. 


Im Beschluss der Bundesregierung vom 13. April 2005 wird 
u. a. ausgeführt, dass die deutschen Streitkräfte bei ihrem 
Einsatz als Teil der VN-geführten Friedensmission UNMIS 
auf Grundlage der Resolution 1590(2005) des Sicherheits- 
rates der Vereinten Nationen vom 24. März 2005 im Rahmen 
und nach den Regeln eines Systems gegenseitiger kollektiver 
Sicherheit im Sinne des Artikels 24 Abs. 2 Grundgesetz han- 
deln. 

Hinsichtlich der Ermächtigung, des Beginns und der Dauer 
des Einsatzes wird im Beschluss der Bundesregierung vom 
13. April 2005 festgestellt, dass der Bundesminister des 
Auswärtigen ermächtigt werden solle, auf der Grundlage 
der Resolution 1590(2005) des Sicherheitsrates der Verein- 
ten Nationen vom 24. März 2005 als deutsche Beteiligung 
an UNMIS die in den Ziffern 5 und 8 genannten Kräfte an- 
zuzeigen und - unter dem Vorbehalt der konstitutiven Zu- 
stimmung durch den Deutschen Bundestag - einzusetzen. 

UNMIS hat mit Verabschiedung der Resolution 1590(2005) 
des Sicherheitsrates der Vereinten Nationen vom 24. März 
2005 begonnen; erste UNMIS Kräfte sollen innerhalb von 
29 Tagen nach Verabschiedung der Resolution in das Ein- 
satzgebiet verlegt werden. 
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Die Resolution 1590(2005) des Sicherheitsrates der Verein- 
ten Nationen vom 24. März 2005 mandatiert UNMIS für an- 
fänglich sechs Monate. Die Beteiligung deutscher Soldaten 
ist daher zunächst bis zum 24. September 2005 beschränkt. 

Planerisch ist UNMIS auf die für die Umsetzung des Frie- 
densabkommens vorgesehene Dauer von sechseinhalb Jah- 
ren ausgelegt. 

Für die Erfüllung des Auftrages sollen bis zu 75 deutsche 
Soldaten mit entsprechender Ausrüstung eingesetzt werden. 

Bei dem Einsatz handelt es sich nach dem Beschluss der 
Bundesregierung um eine besondere Auslandsverwendung 
im Sinne des § 58a Bundesbesoldungsgesetz. 

Hinsichtlich der Kosten und der Finanzierung geht die Bun- 
desregierung in ihrem Beschluss vom 13. April 2005 davon 
aus, dass die einsatzbedingten Zusatzausgaben, sofern und 
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soweit sie nicht direkt von den Vereinten Nationen getragen 
bzw. erstattet werden, aus dem Einzelplan 14 finanziert wer- 
den. 

Die Kosten werden für die Dauer von sechs Monaten und 
einen Einsatz von bis zu 75 Soldaten voraussichtlich bis zu 
1,3 Mio. Euro betragen. 

Der Haushaltsausschuss hält den Antrag der Bundes- 
regierung mit den Stimmen der Fraktionen SPD und 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN gegen die Stimmen der 
Eraktion CDU/CSU bei Stimmenthaltung der Eraktion 
der FDP für mit der Haushaltslage des Bundes verein- 
bar. 

Dieser Bericht wurde unter dem Vorbehalt erteilt, dass der 
federführende Auswärtige Ausschuss keine Änderungen mit 
erheblichen finanziellen Auswirkungen empfiehlt. 
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